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Geſetzblatt 
für die Freie Stadt Danzi 


Nr. 18 Ausgegeben Danzig, den 16. März 1934 
56 Verordnung 
Beats H über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren. 
* Vom 9. März 1934. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 81 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk und 
Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


8 1 

Für Unternehmen, bei denen das Enteignungsverfahren aus Gründen des öffentlichen Wohls, 
insbeſondere zur Beſeitigung oder Abwendung größerer Arbeitslosigkeit oder eines ſonſtigen Notſtandes, 
einer beſonderen Beſchleunigung bedarf, kann der Senat durch einen im Staatsanzeiger bekanntzu⸗ 
machenden Erlaß anordnen, daß ein vereinfachtes Enteignungsverfahren ſtattfindet. 

Soweit eine ſolche Anordnung ergeht, ſind die Vorſchriften des Geſetzes über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. Juni 1874 (Geſetzſammlung S. 221) in Verbindung mit dem XXII. Titel 
des Geſetzes über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. Auguſt 
1883 (Geſetzſammlung S. 237) mit den nachſtehenden Anderungen anzuwenden. 


82 
Das Verwaltungsgericht entſcheidet in der Beſetzung mit drei Mitgliedern, nämlich dem Vor⸗ 
ſitzenden, einem ſtändigen und einem ehrenamtlichen Mitgliede. 


8 3 
Die im 8 19 des Enteignungsgeſetzes vorgeſehene Friſt von zwei Wochen wird auf eine Woche 
verkürzt. 
8 4 
Der Beſchluß über die Feſtſtellung der Entſchädigung (§ 29 des Enteignungsgeſetzes) und der 
Enteignungsbeſchluß ($ 32 des Enteignungsgeſetzes) werden verbunden. In geeigneten Fällen können 
dieſe Beſchlüſſe auch mit dem Beſchluß über die Feſtſtellung des Planes ($ 21 des Enteignungsgeſetzes) 
verbunden werden. 
Für jeden Teil des Beſchluſſes verbleibt es bei den geſetzlich verordneten Rechtsbehelfen. 


8 5 

Das Eigentum des enteigneten Grundſtücks geht auf den Unternehmer erſt nach Zahlung oder 
Hinterlegung der Entſchädigungsſumme über. 
N 8 6 | 
Das Verwaltungsgericht kann den Unternehmer auf Antrag vorläufig in den Beſitz der im Plan 
bezeichneten Grundſtücke einweiſen, ſobald der Beſchluß über die Feſtſtellung des Planes ergangen iſt 
(S 21 des Enteignungsgeſetzes). Auf Antrag eines Beteiligten it der Zuſtand des Grundſtücks, ſoweit 
er für die ſpätere Feſtſtellung des Grundſtückswertes und der Nebenentſchädigungen von Bedeutung iſt, 
im Beſitzeinweiſungstermin oder, wenn das nicht ſofort möglich iſt, in einem mit kurzer Friſt anzu⸗ 
beraumenden neuen Termin, nötigenfalls unter Zuziehung eines oder mehrerer Sachverſtändiger, ſchrift⸗ 
lich niederzulegen. Dem Beſitzer des Grundſtücks iſt der durch die Einweiſung entſtandene, nötigenfalls 
im Rechtswege feſtzuſtellende Schaden zu vergüten. Iſt der Eigentümer im Beſitz des Grundſtücks, ſo 
iſt ihm die für die Enteignung zu gewährende Entſchädigung vom Tage der Beſitzeinweiſung an 

zu verzinſen. Erleidet er einen weiteren Schaden, ſo iſt ihm auch dieſer zu erſetzen. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 24. 3. 1934.) 


- 134 

Die Entſchädigung (Abſ. 1) it tunlichſt bereits in dem Beſchluß, durch den der Unternehmer in 
den Beſitz eingewieſen wird, feſtzuſtellen. Sie iſt dem Beſitzer alsbald zu zahlen; wird die Zahlung 
ſchuldhaft verzögert, ſo iſt auf den Antrag des Beſitzers der Beſchluß aufzuheben. : 

Der Beſchluß iſt dem Eigentümer und dem Beſitzer zuzuſtellen oder zu Protokoll zu verkünden. 
Ihnen ſteht binnen einer Woche nach der Zuſtellung oder Verkündung die Beſchwerde an den Senat 
zu. Die Beſchwerde hat keine aufſchiebende Wirkung. Gegen die Entſcheidung über eine Entſchädigung 
it der Rechtsweg gemäß § 30 des Enteignungsgeſetzes zuläſſig. 


8 7 
Die zur Ausführung dieſer Verordnung notwendigen Beſtimmungen erläßt der Senat. 
8 8 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Soweit in Geſetzen und Verordnungen auf die Beſtimmungen der Verordnung vom 11. September 


1914 (Geſetzſammlung S. 159) Bezug genommen iſt, treten die Beſtimmungen dieſer Verordnung an 
deren Stelle. 


Danzig, den 9. März 1934. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
a Dr. Rauſchning Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 


